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GESEtZGEBUnG

bürokrAtieAbbAu: reGierunG 

will mittelstAnd entlAsten

Die Bundesregierung hat einen neuen Gesetzentwurf auf den 

Weg gebracht, mit dem die mittelständische Wirtschaft von Bü-

rokratiekosten in Höhe von 360 Mio. € entlastet werden soll. Das 

„Zweite Bürokratieentlastungsgesetz“ sieht insbesondere die 

folgenden steuerlichen Änderungen vor, die ab dem 01.01.2017 

gelten sollen:

 ● lieferscheine müssen künftig nicht mehr aufbewahrt werden, 

wenn ihr Inhalt durch die entsprechenden Rechnungen doku-

mentiert ist. Der Bundesrat sieht hier allerdings noch Diskus-

sionsbedarf.

 ● Eine vierteljährliche Abgabe der lohnsteuer-Anmeldung ist 

ab 2017 nur noch dann erforderlich, wenn die Lohnsteuer des 
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Vorjahres mehr als 5.000 € betragen hat. Bisher liegt die Gren-

ze bei 4.000 €.

 ● Die Grenze für sogenannte kleinbetragsrechnungen soll 

von 150 € auf 200 € angehoben werden. Diese müssen künftig 

nicht mehr den strengen umsatzsteuerlichen Anforderungen 

genügen. Welche Erleichterungen mit der Kleinbetragsrech-

nung verbunden und welche Mindestanforderungen trotzdem 

zu erfüllen sind, erklären wir Ihnen gern.

Außerhalb des Steuerrechts soll unter anderem die Fälligkeitsre-

gelung für Gesamtsozialversicherungsbeiträge geändert wer-

den. Ist der tatsächliche Wert für den laufenden Monat noch nicht 

bekannt, können die Beiträge anhand des Vormonats ermittelt 

werden. Die sich aufgrund der Schätzung ergebende Differenz 

zum tatsächlichen Wert ist dann im Folgemonat abzuführen oder 

von der Beitragsschuld abzuziehen. Sobald das Gesetz endgültig 

beschlossen ist, informieren wir Sie noch einmal ausführlich.

UntERnEHMER

AussenprüfunG: GewinnerhöhunG 

dArf kompensiert werden
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nach einer steuerlichen Außenprüfung müssen geprüfte Un-

ternehmen häufig mit der Erhöhung ihrer steuerlichen Gewinne 
rechnen, so dass sich Steuernachzahlungen ergeben. Ein Un-

ternehmerehepaar aus niedersachsen hat auf diese nachforde-

rungen vor ein paar Jahren pragmatisch reagiert: nachdem das 

Finanzamt im Jahr 2012 ihre Gesellschaft bürgerlichen Rechts 

für den Zeitraum 2007 bis 2009 geprüft und die Gewinne er-

höht hatte, beantragten die Eheleute für das Wirtschaftsjahr 

2009/2010 den nachträglichen Ansatz eines gewinnmindernden 

Investitionsabzugsbetrags von 10.000 €. Sie erklärten, dass die-

ser Abzugsposten für einen Schlepper gebildet werden solle, der 

bereits 2011 angeschafft worden war.

hinweis: Durch die Bildung eines Investitionsabzugsbetrags 

können kleine und mittelständische Unternehmen die ge-

winnmindernde Wirkung einer betrieblichen Investition vor-

verlegen und sich durch die Steuerersparnis so im Vorhinein 

liquide Mittel verschaffen.

Das Finanzamt lehnte die Bildung des Abzugsbetrags jedoch 

ab, weil der Schlepper bereits angeschafft worden war. Das Amt 

erklärte, dass die gesetzlich geforderte Investitionsabsicht des 

Unternehmers im Abzugsjahr nicht bestanden hatte. Zweck des 

Investitionsabzugsbetrags sei es, die Finanzierung einer Investi-

tion durch die vorgezogene Steuerersparnis zu erleichtern, was 

vorliegend jedoch nicht mehr erreicht werden konnte.

Der Bundesfinanzhof urteilte jedoch, dass der investitionsab-

zugsbetrag noch nachträglich gebildet werden konnte. nach 

Gerichtsmeinung dürfen Investitionsabzugsbeträge nicht allein 

deshalb versagt werden, weil sie erst nach einer Außenprü-

fung erstmalig beantragt werden. Das Verfahren wurde aller-

dings an das Finanzgericht zurückverwiesen, das noch Feststel-

lungen zur damaligen Investitionsabsicht treffen muss.

hinweis: Zu beachten ist, dass das Urteil die Rechtslage 

bis 2015 betrifft. Seit 2016 ist eine Investitionsabsicht des 

Unternehmers nicht mehr ausdrücklich gesetzlich gefordert, 

was die nachträgliche Bildung von Investitionsabzugsbeträ-

gen erleichtern dürfte. Derzeit sind die Finanzämter noch 

angewiesen, die nachträgliche Bildung eines Investitionsab-

zugsbetrags bei bereits durchgeführten Investitionen abzu-

lehnen, wenn sie erkennbar dazu dient, nachträgliche Ge-

winnerhöhungen auszugleichen.

finAnzverwAltunG ändert meinunG 

über dAs kApitAlkonto ii

Überträgt eine natürliche Person ein Wirtschaftsgut des Privat-

vermögens auf eine Personengesellschaft, an der sie beteiligt 

ist, kann dies entweder ein - gegebenenfalls - zu versteuerndes 

tauschgeschäft oder eine steuerneutrale Einlage in die Perso-

nengesellschaft sein. Entscheidend ist dabei, ob die Personen-

gesellschaft als Gegenleistung Gesellschaftsrechte gewährt 

oder nicht.

Hierfür wiederum kommt es darauf an, auf welchem Kapitalkon-

to die Personengesellschaft den Wert des übertragenen Wirt-

schaftsguts erfasst, denn eine Personengesellschaft hat in der 

Regel mehrere Kapitalkonten. In der Praxis weitverbreitet ist das 

sogenannte drei-konten-modell, wonach jeder Gesellschafter 

über folgende Konten verfügt:

1. kapitalkonto i: Dieses ist das sogenannte Festkapitalkonto. 

An ihm kann man ablesen, zu welchem Anteil eine Person am 

Festkapital der Gesellschaft beteiligt ist.
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2. kapitalkonto ii: Hierauf werden nicht entnahmefähige Ge-

winnanteile oder Verluste gebucht.

3. kapitalkonto iii: Hierbei handelt es sich um das sogenannte 

Privatkonto (Verrechnungskonto) eines Gesellschafters. Dar-

auf werden die entnahmefähigen Gewinne, Einlagen und Ent-

nahmen des Gesellschafters verbucht.

Während eine Buchung auf das Kapitalkonto III seit jeher ein 

tauschgeschäft darstellte, änderte die Finanzverwaltung kürzlich 

ihre Meinung bezüglich des Kapitalkontos II.

beispiel: Ein Personengesellschafter erwirbt im Privat-

vermögen ein Gemälde. nachdem sich der Wert innerhalb 

eines halben Jahres nahezu verdoppelte, übertrug der Ge-

sellschafter das Gemälde gegen Buchung auf seinem Kapi-

talkonto II auf die Gesellschaft.

nach alter Auffassung der Finanzverwaltung musste die Über-

tragung des Gemäldes auf die Gesellschaft versteuert werden, 

da das kapitalkonto ii Gesellschaftsrechte verkörperte. nach 

neuer Meinung der Finanzverwaltung repräsentiert dieses Kon-

to keine Gesellschaftsrechte mehr, weswegen dieselbe Über-

tragung keine steuerlichen Konsequenzen hätte.

hinweis: Diese neue Meinung ist bei der Buchungslogik von 

eingebrachten Wirtschaftsgütern dringend zu beachten. Im 

Verlustfall wäre im vorgenannten Beispiel die alte Rechts-

auffassung vorteilhaft gewesen. Will man sichergehen, dass 

ein tauschgeschäft vorliegt, sollte die Gegenbuchung insge-

samt auf dem Kapitalkonto I erfolgen.

GMBH-GEScHÄFtSFÜHRER

umwAndlunG: zu hoher wertAnsAtz bei 

der Aufnehmenden GesellschAft

Bei Umwandlungen sind stets zwei Parteien betroffen: Eine Partei 

(übertragender Rechtsträger) überträgt Vermögen auf eine ande-

re Partei (aufnehmender oder übernehmender Rechtsträger). Es 

handelt sich dabei um ein tauschgeschäft, bei dem der übertra-

gende Rechtsträger als Gegenleistung für die Übereignung sei-

nes Vermögens Anteile an dem übernehmenden Rechtsträger 

erhält. Eigentlich handelt es sich also um nichts anderes als einen 

Verkauf; die Besonderheit bei Umwandlungen besteht allerdings 

darin, dass dieses tauschgeschäft - unter bestimmten Voraus-

setzungen - ohne die Aufdeckung stiller Reserven erfolgen kann. 

Ob die Buchwerte fortgeführt werden, bestimmt bei Einbringun-

gen in eine Kapitalgesellschaft der aufnehmende Rechtsträger. 

Der übertragende rechtsträger ist also daran gebunden, was 

der aufnehmende Rechtsträger beim Finanzamt beantragt.

Stellt sich später heraus, dass der Ansatz beim übernehmen-

den rechtsträger zu hoch war (und der übertragende Rechts-

träger deshalb zu viel versteuern musste), kann der übertragende 

Rechtsträger dagegen nichts unternehmen. Selbst in Absprache 

mit dem übernehmenden Rechtsträger kann Letzterer nicht ge-

gen den wertansatz klagen, so der Bundesfinanzhof (BFH).

beispiel: Der übertragende Rechtsträger A bringt seine Be-

teiligung an einer GmbH gegen Gewährung von Aktien in 

eine AG (übernehmende Rechtsträgerin) ein. Die AG setzt 

die GmbH-Beteiligung in ihrer Bilanz über dem Buchwert an, 

so dass A einen Veräußerungsgewinn versteuern muss. A 

wehrt sich gegen den - nach seiner Ansicht - zu hohen Wert-

ansatz der Beteiligung. nach zähen Verhandlungen schafft 

er es, die AG davon zu überzeugen, dass diese versuchen 

soll, ihre Bilanz im Klagewege bei ihrem Finanzamt zu än-

dern. Die Klage wird allerdings keinen Erfolg haben, da laut 

BFH die aufnehmende Rechtsträgerin nicht Klage gegen 

den Wertansatz erheben darf.

hinweis: Klären Sie als übertragender Rechtsträger unbe-

dingt im Vorhinein mit dem übernehmenden Rechtsträger, 

welchen Wertansatz dieser wählen soll. Verpflichten Sie ihn 
vertraglich zu einem bestimmten Wert - im nachhinein kön-

nen Sie diesen nicht mehr ändern.

ARBEItGEBER UnD ARBEItnEHMER

lkw-fAhrer: fAhrt zum stAmmsitz nur 

mit entfernunGspAuschAle AbziehbAr
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Jetzt ist es amtlich: Seit der Reform des steuerlichen Reisekos-

tenrechts zum 01.01.2014 ist das erste Finanzgerichtsurteil über 

die Fahrtkosten von auswärts tätigen Lkw-Fahrern gefallen. nun 

herrscht - zumindest fürs Erste - Gewissheit: Auswärts tätige 
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lkw-fahrer dürfen die kosten ihres Arbeitswegs teilweise nur 

noch mit der Entfernungspauschale in ihrer Einkommensteuerer-

klärung ansetzen.

Geklagt hat ein angestellter Fahrer, der arbeitstäglich von seiner 

Wohnung zum stammsitz seines Arbeitgebers fuhr. Allerdings 

holte er dort nur „seinen“ leeren lkw ab, um ihn anschließend 

auf Baustellen zum transport von Schüttgut einzusetzen. nach 

altem Recht war das eine typische Auswärtstätigkeit. Der Vorteil 

war, dass der Fahrer seinen gesamten Arbeitsweg - also Hin- und 

Rückfahrt zwischen seiner Wohnung und der Arbeitsstätte - und 

nicht nur die einfache Entfernungspauschale ansetzen konnte.

Auch nach neuem Recht liegt eine Auswärtstätigkeit vor. Der 

Lkw-Fahrer berief sich im Streitfall also erfolgreich darauf, gar 

keine „erste tätigkeitsstätte“ zu haben. Seine Argumentation 

führte dennoch nicht zum Erfolg. Denn das Finanzgericht nürn-

berg (FG) stellte klar, dass nicht nur eine erste tätigkeitsstätte 

zum Ansatz der Entfernungspauschale führen kann.

Auch eine Art sammelstelle, die arbeitstäglich angefahren 

wird, wird steuerlich wie eine erste tätigkeitsstätte bewertet. 

Und genau darum handelte es sich im Streitfall. Ein wichtiges 

Argument für das FG war, dass der Fahrer dauerhaft denselben 

Ort - nämlich den Stammsitz seines Arbeitgebers - aufgesucht 

hatte, um von dort seine tätigkeit aufzunehmen. So hatte er es 

mit seinem Arbeitgeber vereinbart.

Ob der Fahrer den Lkw am Stammsitz zusätzlich be- oder entlud, 

war für das FG nicht relevant. Die tägliche Anfahrt zum immer 

selben Ort reichte aus, um dem Arbeitnehmer den Ansatz der 

doppelten Entfernung zu versagen.

hinweis: Sie haben noch Beratungsbedarf zu den Möglich-

keiten, Ihre Fahrtkosten steuerlich abzusetzen? Wir informie-

ren Sie gern zu den Details Ihres Einzelfalls.

HAUSBESItZER

GrundstücksschenkunG unter AuflAGe: 

wohnrecht löst Grunderwerbsteuer Aus

Bei Grundstücksschenkungen unter einer Auflage müssen die 
Beteiligten sowohl grunderwerbsteuerliche als auch schenkung-

steuerliche Auswirkungen einkalkulieren. Die Schenkung wird mit 

dem Wert der Auflage zur Grunderwerbsteuer herangezogen, 
sofern die Auflage bei der Schenkungsteuer abziehbar ist. 

Kann die Auflage nicht schenkungsteuermindernd abgezogen 
werden, weil die Grundstücksübertragung an sich schenkung-

steuerfrei war, unterliegt sie nach einem neuen Urteil des Bun-

desfinanzhofs (BFH) jedoch gleichwohl der Grunderwerbsteuer.

Im Urteilsfall hatte eine 90-jährige Frau im Wege der Schenkung 

einen Miteigentumsanteil an ihrer Immobilie an einen gemeinnüt-

zigen Verein übertragen und sich ein nutzungsrecht an der Woh-

nung im Obergeschoss vorbehalten. nachdem das Finanzamt 

Grunderwerbsteuer auf den Kapitalwert des Wohnungsrechts 

berechnet hatte, machte der beschenkte Verein geltend, dass er 

die Auflage bei der Schenkungsteuer gar nicht hatte abziehen 
können, weil die Grundstücksschenkung selbst schenkungsteu-

erfrei gewesen war. Der BFH erklärte jedoch, dass es hierauf 

nicht ankommt. erheblich ist nach dem Gesetzeswortlaut al-

lein, dass die Auflage abziehbar ist, nicht dass sie tatsächlich 

abgezogen wurde. Es spielt grunderwerbsteuerlich keine rol-

le, ob die schenkungsteuer tatsächlich entstanden ist und 

mit welchem Wert eine Auflage dabei mindernd berücksichtigt 
worden ist.

erbschAftsteuer: wenn die selbstnutzunG 

des Geerbten fAmilienheims unmöGlich ist
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Erben Sie das Familienheim, in dem Sie wohnen, kann dieses 

komplett von der Erbschaftsteuer befreit sein. Hierzu müssen 

Sie es mindestens zehn Jahre lang weiternutzen, da die Steu-

erbefreiung ansonsten rückwirkend entfällt. Eine Ausnahme von 

diesem Grundsatz kann dann greifen, wenn es Ihnen aus objektiv 

zwingenden Gründen nicht mehr möglich ist, in dem Haus woh-

nen zu bleiben.

Das Finanzgericht Hessen (FG) musste in einem Fall entschei-

den, in dem eine Alleinerbin nach dem tod ihres Ehemannes 

im Jahr 2012 das familienheim innerhalb der zehnjahresfrist 

veräußerte. Der tod ihres Mannes belastete sie psychisch so 

stark, dass ihr die Ärzte davon abrieten, allein im Haus wohnen 

zu bleiben. Sie zog daher im november 2013 aus und veräu-

ßerte das Haus im Jahr 2014. Das Finanzamt verwehrte ihr die 

Erbschaftsteuerbefreiung, da seiner Ansicht nach keine objektiv 

zwingenden Gründe für den Verkauf vorlagen. Dem widersprach 

die Erbin.

Das FG stimmte jedoch dem Finanzamt zu: Die Steuerbefreiung 

kann in einem solchen Fall nur dann gewährt werden, wenn zwin-

gende objektive Gründe eine Haushaltsführung im Familienheim 
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unmöglich machen. Hierbei geht es vor allem um die Frage, ob 

grundsätzlich eine selbständige Haushaltsführung möglich ist. 

Diese Voraussetzung lag bei der Klägerin nicht vor. Denn ei-

nerseits war es aufgrund ihrer psychischen probleme nicht 

grundsätzlich ausgeschlossen, einen eigenen haushalt zu 

führen. Und andererseits wohnte sie nach dem tod ihres Man-

nes trotz zwischenzeitlicher stationärer Aufenthalte noch fast ein 

Jahr lang im Familienheim, da sie keine adäquate Alternative 

fand. Daher sah das FG keine „zwingenden“ Gründe für die Auf-

gabe des Familienheims und verwehrte der erbin die steuer-

befreiung.

hinweis: Zwingende objektive Gründe liegen dann vor, 

wenn Sie nicht mehr in der Lage sind, Ihren Haushalt selbst 

zu führen. Dies kann beispielsweise aufgrund einer Pflege-

bedürftigkeit oder eines Aufenthalts in einem Sanatorium der 

Fall sein.

ALLE StEUERZAHLER

ehepArtner verschieben kontostAnd: 

wAnn schenkunGsteuer Anfällt

Werden Gelder vom Einzelkonto eines Ehepartners auf das Ein-

zelkonto des anderen Ehepartners verschoben, kann durch die-

sen transfer eine freigebige Zuwendung ausgelöst werden, so 

dass sich erhebliche schenkungsteuerliche Folgen ergeben.

hinweis: Will der Fiskus den gesamten übertragenen Geld-

betrag besteuern, wendet der beschenkte Ehepartner häufig 
ein, dass ihm vor der Übertragung bereits die Hälfte des Ver-

mögens zugestanden hatte, so dass nur die andere Hälfte 

schenkweise übergegangen ist und besteuert werden darf.

Mit diesem Einwand ist allerdings eine beschenkte Ehefrau vor 

dem Bundesfinanzhof gescheitert. Nach dem Urteil des Gerichts 
trägt der beschenkte ehegatte die feststellungslast für eine 

solche abweichende vermögenszurechnung. Er muss also 

belegen können, dass das Vermögen auf dem Einzelkonto seines 

Ehegatten ihm schon vorher ganz oder teilweise zuzurechnen 

war. Bei einem Einzelkonto ist in der Regel davon auszugehen, 

dass dem Kontoinhaber auch der komplette Kontostand allein zu-

steht - eine Kontovollmacht des anderen Ehegatten ändert hieran 

nichts.

hinweis: Bei Geldtransfers zwischen Einzelkonten von Ehe-

gatten ist also Vorsicht geboten, weil sie schnell Schenkung-

steuer auslösen. Dass der Kontostand vor der Umbuchung

bereits (teilweise) dem beschenkten Ehepartner zustand, 

lässt sich beispielsweise durch den Umstand stützen, dass 

beide Ehepartner in der Vergangenheit Einzahlungen auf 

das Einzelkonto vorgenommen haben.

kinderbetreuunG: welche kosten Als 

sonderAusGAben AbzuGsfähiG sind
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Eltern können die Kosten für die Betreuung ihrer Kinder in ihrer 

Einkommensteuererklärung absetzen; das Finanzamt erkennt 

zwei Drittel, maximal 4.000 € pro Kind, als Sonderausgaben an. 

Voraussetzung hierfür ist, dass das betreute Kind zwischen null 

und 13 Jahren alt ist, zum eigenen Haushalt gehört und ein eige-

nes Kind oder ein Pflegekind ist.

hinweis: Eltern müssen allerdings eine Rechnung für die 

Leistung erhalten und die Zahlung unbar auf das Konto des 

Leistungserbringers veranlasst haben (per Einzelüberwei-

sung, Dauerauftrag oder Einzugsermächtigung). Barzahlun-

gen werden vom Fiskus nicht akzeptiert.

Zu den absetzbaren betreuungskosten gehören unter ande-

rem Aufwendungen für

 ● die Unterbringung in Kindergärten, Kindertagesstätten, Kin-

derhorten, Kinderheimen, Kinderkrippen sowie bei tagesmüt-

tern, Wochenmüttern und in Ganztagspflegestellen,
 ● die Beschäftigung von Kinderpflegern und Erziehern,
 ● die Beschäftigung von Haushaltshilfen zur Kinderbetreuung,

 ● die Beaufsichtigung des Kindes bei den Hausaufgaben.

hinweis: nicht abziehbar sind die Kosten für Unterrichts-

leistungen (nachhilfe, Musikunterricht, Fremdsprachenun-

terricht, computerkurse), Freizeitaktivitäten (Reitunterricht, 

Vereinsmitgliedschaften) und die Verpflegung des Kindes.
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Erfolgt die kinderbetreuung durch nahe Angehörige, ist ein 

steuerlicher Abzug der Kosten nur möglich, wenn eindeutige und 

nachvollziehbare Vereinbarungen für die Betreuung getroffen 

wurden, die fremdüblich sind. Lebt eine Großmutter im Haus-

halt ihrer tochter und betreut sie dort ihren Enkel, ist im Regelfall 

kein steuerlicher Kostenabzug erlaubt, weil die Finanzämter von 

einer familiengerechten Grundlage für die Betreuung ausgehen.

nimmt die Familie ein Au-pair auf, fallen hierfür in der Regel so-

wohl abziehbare Aufwendungen für die Kinderbetreuung als auch 

nicht abziehbare Aufwendungen für Hausarbeiten an. Sofern El-

tern dem Finanzamt in einem solchen Fall nicht den Umfang der 

Kinderbetreuungskosten nachweisen, können sie pauschal einen 

Anteil von 50 % als Kinderbetreuungskosten absetzen.

mieter kAnn zivilprozesskosten 

nicht steuerlich Absetzen

Wenn sich Mietparteien in einen Rechtsstreit begeben, sind die 

Rechtsanwalts- und Gerichtskosten des Mieters in der Regel 

nicht als außergewöhnliche Belastungen absetzbar - dies geht 

aus einem neuen Urteil des Bundesfinanzhofs (BFH) hervor. 
Grund sind die strengen Abzugsregeln für Zivilprozesskosten, 

die von der Rechtsprechung in 2015 reaktiviert wurden; danach 

ist ein Kostenabzug nur möglich, wenn der Prozess existenzielle 

Bedeutung hat. Der Bürger müsste ohne den Rechtsstreit Gefahr 

laufen, seine Existenzgrundlage zu verlieren und seine lebens-

notwendigen Bedürfnisse nicht mehr befriedigen zu können.

Im zugrundeliegenden Fall hatte ein Vermieter wegen Eigen-

bedarfs gekündigt; der Mieter war jedoch erst aufgrund einer 

Zwangsräumung ausgezogen. In einem späteren Zivilprozess 

nahm der Vermieter den Mieter auf Miet- und Entschädigungs-

zahlungen in Anspruch. Der Mieter machte hiergegen eine voll-

ständige Mietminderung wegen Verstößen gegen baurechtliche 

Vorschriften geltend und erklärte hilfsweise die Aufrechnung mit 

Gegenansprüchen, die ihm wegen der kurzfristigen Anmietung 

adäquaten Ersatzwohnraums entstanden seien. Schlussendlich 

wurde dem Vermieter ein Betrag von 1.900 € zugesprochen.

Der Mieter machte seine Anwalts- und Gerichtskosten in Höhe 

von rund 15.500 € später in seiner Einkommensteuererklärung 

als außergewöhnliche Belastungen geltend. Der BFH ließ die 

kosten jedoch nicht zum Abzug zu, weil er keinen existenziel-

len Bereich des Mieters betroffen sah. Zwar kommt dem Wohnen 

laut Gericht grundsätzlich eine existenzielle Bedeutung zu. Der 

umstand, dass ein mieter seine wohnung räumen und her-

ausgeben muss, führt aber regelmäßig nicht dazu, dass der 

prozess existenziell wichtige bereiche berührt. Vorliegend 

ging es nicht einmal darum, das Wohnen als existenzielles Be-

dürfnis sicherzustellen, sondern Ansprüche auf Mietzahlungen, 

Gegenansprüche und Schadensersatz aus einem beendeten 

Mietverhältnis durchzusetzen. Der Ausgang des Verfahrens mag 

für den Mieter von wirtschaftlicher Bedeutung gewesen sein, er 

lief jedoch nicht Gefahr, seine Existenzgrundlage zu verlieren.

hinweis: Das Urteil zeigt, dass Mieter Zivilprozesskosten in-

folge von Mietstreitigkeiten in der Regel nicht steuermindernd 

einsetzen können. Anders sieht es bei Vermietern aus: Sie 

dürfen ihre Anwalts- und Gerichtskosten in aller Regel als 

Werbungskosten bei den Vermietungseinkünften absetzen, 

da die Kosten durch diese Einkunftsart veranlasst sind.

hinweis zur letzten Ausgabe: In der Oktoberausgabe 

haben wir versehentlich den Kalender des Vormonats ab-

gedruckt. Die angegebenen Steuertermine waren jedoch 

korrekt. Für eventuelle Missverständnisse möchten wir uns 

hiermit entschuldigen.

zAhlunGstermine steuern und soziAlversicherunG

(*) Letzter tag der Zahlungsschonfrist, nicht für Bar- u. Scheckzahler. Zahlungen mit Scheck sind erst drei tage nach dessen Eingang bewirkt.

10.11.2016 (14.11.2016*)

• Umsatzsteuer
(Monatszahler)

• Lohnsteuer mit SolZ u. KiSt
(Monatszahler)

15.11.2016 (18.11.2016*)

• Gewerbesteuer

• Grundsteuer

28.11.2016

• Sozialversicherungsbeiträge

november 2016

Mo Di Mi Do Fr Sa So

1 2 3 4 5 6

7 8 9 10 11 12 13

14 15 16 17 18 19 20

21 22 23 24 25 26 27

28 29 30

- 6 -

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung 
kann trotz sorgfältiger Bearbeitung nicht übernommen werden. Zu den be-
handelten themen wird gerne weitere Auskunft erteilt.

11/2016


